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A. Am 28. März 2018 stellte der Verein TIXIZUG, Fahrdienst für Menschen mit einer 

Behinderung, beim Regierungsrat das Gesuch, gestützt auf das Behindertengleichstel-

lungsgesetz sei ihren TIXI-Fahrzeugen gleich den kommerziellen Taxis die Benützung der 

Busspur auf der Chamerstrasse, Abschnitt Aabachstrasse bis Knoten Letzistrasse in 

Fahrtrichtung Cham, Stadtgemeinde Zug, zu erlauben. Mit Beschluss vom 18. September 

2018 wies der Regierungsrat dieses Gesuch ab. Zur Begründung führte er aus, dass die 

unterschiedliche Behandlung von TIXI-Taxis und Personentransportfahrzeugen des kon-

zessionierten Verkehrs keinen Verstoss gegen das Gleichbehandlungsgebot von Behin-

derten und Nichtbehinderten darstelle. Darüber hinaus sprächen verkehrspolizeiliche 

Gründe gegen deren Zulassung.  

 

B. Am 15. Oktober 2018 liess der Verein TIXIZUG eine Verwaltungsgerichtsbe-

schwerde einreichen und die Aufhebung des Entscheides des Regierungsrates vom 

18. September 2018 sowie die Gutheissung seines Gesuches beantragen. Eventualiter sei 

die Angelegenheit unter Aufhebung des Entscheides an die Vorinstanz zur erneuten Beur-

teilung zurückzuweisen. Unter Kosten- und Entschädigungsfolgen (zzgl. MWST) zulasten 

der Staatskasse. In prozessualer Hinsicht wurde die Sistierung des Beschwerdeverfahrens 

beantragt, bis der Regierungsrat über das Wiedererwägungsgesuch entschieden habe. 

Zur Begründung wurde u.a. darauf verwiesen, dass TIXIZUG für Menschen mit Mobilitäts-

behinderung einen Bestandteil des öffentlichen Lebens darstelle, was explizit in der zwi-

schen dem Kanton Zug und dem Beschwerdeführer geschlossenen Subventionsvereinba-

rung festgehalten sei. Entsprechend stehe der Fahrdienst nur Menschen zur Verfügung, 

die aufgrund ihrer Behinderung den öffentlichen Verkehr nicht benützen könnten, was im 

Zweifelsfall mittels Arztzeugnis bestätigt werden müsse. TIXI sei der öffentliche Verkehr 

für diejenigen, welche die Dienstleistungen in Anspruch nehmen dürften. Der Kanton habe 

deshalb auch die Preisgestaltung vorgeschrieben. Die Unterscheidung zwischen Bussen 

und TIXI-Fahrzeugen sei umso weniger verständlich. Aufgrund der Bevorzugungsmass-

nahmen könnten die öffentlichen Verkehrsmittel eine vergleichsweise pünktliche Ankunft 

am Zielort garantieren. Auch Menschen mit Behinderung seien in gewissen Situationen 

darauf angewiesen, pünktlich an ihren Zielort zu gelangen. Werde somit den TIXI-Fahr-

zeugen, welche faktisch die einzigen Verkehrsmittel seien, welche Menschen mit Behinde-

rung zur Verfügung stünden, die Benützung der Busspur verwehrt, so seien Menschen mit 

Behinderung gegenüber Menschen ohne Behinderung benachteiligt, da sie sich nie darauf 

verlassen könnten, pünktlich am Bestimmungsort anzukommen. Die Chamerstrasse sei 

für die TIXI-Fahrzeuge von essentieller Bedeutung, eine Hauptverkehrsachse zwischen für 

Behinderte wichtigen Orten (z.B. zwischen dem Heim der ZUWEBE in Baar und deren 
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Arbeitsstätte in Hünenberg, Zufahrt zum Schwimmbad Röhrliberg Cham als behinderten-

gerechtes Bad). Die Benützung der Busspur könne für weitere Fahrzeugkategorien geöff-

net und mittels Zusatztafeln gekennzeichnet werden. Auch könnten die TIXI-Fahrzeuge 

mit einer Taxikennlampe ausgerüstet werden. Zudem seien diese Fahrzeuge grossflächig 

beschriftet. Die Fahrer des Beschwerdeführers seien zur Teilnahme an jährlichen theoreti-

schen und praktischen Fahrkursen verpflichtet. Sie seien demnach besser geschult als 

durchschnittliche Autofahrer und daher problemlos in der Lage, allfällige Kollisionen an 

den Anfangs- und Endpunkten der Busspuren zu vermeiden. Eine präjudizielle Wirkung 

bei der Zulassung von TIXI-Fahrzeugen auf andere Dienstleistungsbetriebe sei nicht er-

sichtlich, da der Beschwerdeführer das einzige Transportunternehmen für Menschen mit 

Behinderung sei. Weiter sei zu bemängeln, weshalb der Beschwerdegegner keine mildere 

Form des Verwaltungshandelns geprüft habe. Wenn für die Taxis eine zweijährige Test-

phase für die Mitbenützung der Busspur bestanden habe, sei nicht einzusehen, weshalb 

das nicht für die TIXI-Fahrzeuge möglich sein solle.  

 

C. Am 16. Oktober 2018 wurde das Verfahren antragsgemäss sistiert. Nachdem der 

Regierungsrat mit Beschluss vom 19. März 2019 auf das Wiedererwägungsgesuch nicht 

eingetreten war, wurde das Beschwerdeverfahren am 27. März 2019 wieder aufgenom-

men. Am 29. März 2019 liess der Beschwerdeführer den Antrag stellen, dass ihm im Falle 

des Unterliegens die Spruchgebühr erlassen werde, da er am Ausgang des Verfahrens 

kein wirtschaftliches Interesse habe. Als gemeinnütziger Verein verfolge er kein wirtschaft-

liches Interesse. Motivation dieser Beschwerde sei einzig, die Umsetzung seines gemein-

nützigen Zweckes zu erleichtern. Die Benützung der Busspur komme den einzelnen Per-

sonen zugute, welche auf den Transportdienst angewiesen seien. 

 

D. Am 15. Mai 2019 beantragte die Sicherheitsdirektion namens des Regierungsrates 

die Abweisung der Beschwerde unter Kostenfolge zulasten des Beschwerdeführers. Zur 

Begründung verwies sie vorab auf den angefochtenen Entscheid. Weiter brachte sie vor, 

dass gemäss Art. 34 Abs. 1 SSV die Fahrbahnen mit dem Signal "Busfahrbahn" Bussen 

im öffentlichen Linienverkehr vorbehalten seien. Ausnahmen könnten von den zuständigen 

Behörden bewilligt werden, wobei darauf kein Anspruch für andere Fahrzeuge bestehe. 

Von dieser Ausnahmemöglichkeit habe der damals zuständige Stadtrat Zug Gebrauch ge-

macht und kommerzielle Taxis auf der Busspur "Chamerstrasse" in Zug zugelassen. Das 

Behindertengleichstellungsgesetz begründe keinen Anspruch darauf, Einsatzfahrzeuge 

des Beschwerdeführers kommerziellen Taxis gleichzustellen. Es sei ein grosses Anliegen 

des Regierungsrates, dass Menschen, welche aufgrund ihrer körperlichen oder 
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psychischen Beeinträchtigung in ihrer Mobilität eingeschränkt seien, dennoch möglichst 

uneingeschränkt in Gesellschaft und Arbeitswelt integriert seien und blieben. Aus diesem 

Grund sei in der zwischen dem Kanton und dem Beschwerdeführer abgeschlossenen 

Leistungsvereinbarung für die Jahre 2017–2019 ausdrücklich festgehalten worden, dass 

der Fahrdienst des Beschwerdeführers in diesem Sinn als Bestandteil des öffentlichen 

Verkehrs betrachtet werde. Deshalb beteilige sich der Kanton mit einem jährlichen Pau-

schalbeitrag von Fr. 210'000.-- an den erbrachten Leistungen des Beschwerdeführers. Da-

mit sei die im öffentlichen Auftrag wahrgenommene Aufgabe des Beschwerdeführers zur 

Beseitigung der Benachteiligung von Menschen mit einer Behinderung hinreichend abge-

golten. Weitergehende Bevorzugungsmassnahmen – konkret hier die Mitbenützung der 

Busspur – könnten aus dem Gleichstellungsgesetz nicht abgeleitet werden.  

 

Als Taxifahrzeuge im Sinne des Taxireglements der Stadt Zug würden Personenwagen 

mit einer Taxikennlampe für den gewerbsmässigen Personentransport ohne feste Routen 

und ohne Fahrplan gelten. Die für den Beschwerdeführer im Einsatz stehenden Fahrer 

und Fahrerinnen führten nicht gewerbsmässige Personentransporte im Haupt- oder Ne-

benerwerb aus. Entsprechend unterlägen sie auch nicht den besonderen Bestimmungen 

des gewerbsmässigen Personentransports (Bewilligung, Einhaltung der Arbeits- und Ru-

hezeiten der berufsmässigen Fahrzeugführer inkl. Fahrtenschreiber, erhöhte Anforderun-

gen an die verkehrsmedizinischen Kontrolluntersuchungen etc.). Die TIXI-Fahrzeuge dürf-

ten daher nicht mit einer Taxikennlampe ausgerüstet werden. Auch andere Organisationen 

wie beispielsweise das Schweizerische Rote Kreuz, Kantonalverband Zug, würden Fahr-

dienste für Menschen mit eingeschränkter Mobilität übernehmen. Die gleiche Aufgabe er-

füllten aber auch Behinderten- und andere soziale Einrichtungen, wenn sie ihre eigenen 

Klienten in eigenen Fahrzeugen zu Ärzten, Therapeuten etc. fahren würden. Eine Zulas-

sung von TIXI-Einsatzfahrzeugen hätte somit sehr wohl präjudizielle Wirkung. Da im Übri-

gen kein Anspruch auf die Erteilung einer Ausnahmebewilligung bestehe, müsse der Re-

gierungsrat auch keine mildere Form des Verwaltungshandelns, konkret hier das Zulassen 

eines Testbetriebs während zwei Jahren, prüfen.  

 

E. Am 17. Juni 2019 liess der Beschwerdeführer eine Replik einreichen und betonen, 

dass er nicht die Gleichstellung von TIXI-Fahrzeugen mit kommerziellen Taxis verlange, 

sondern die Gleichstellung von Menschen mit Behinderung und Menschen ohne Behinde-

rung. Mildere Mittel seien daher zu prüfen und eine Testphase zuzulassen. Auf die weite-

ren Ausführungen ist – soweit erforderlich – in den Erwägungen einzugehen. 
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F. Nachdem die Sicherheitsdirektion auf die Einreichung einer Duplik verzichtete, er-

folgten keine weiteren Eingaben mehr.  

 

 

 

 Das Verwaltungsgericht erwägt: 

 

 

1. Gemäss § 61 Abs. 1 Ziff. 2 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes vom 1. April 

1976 (VRG, BGS 162.1) ist gegen Verwaltungsentscheide des Regierungsrates die Be-

schwerde an das Verwaltungsgericht zulässig, soweit die Gesetzgebung den Weiterzug 

nicht ausnahmsweise ausschliesst. Ein solcher Ausschluss liegt hier nicht vor. Die Verwal-

tungsgerichtsbeschwerde ist innert 30 Tagen nach der Mitteilung des weiterziehbaren Ent-

scheids einzureichen (§ 64 VRG). Mit der Verwaltungsgerichtsbeschwerde kann jede 

Rechtsverletzung gerügt werden (§ 63 Abs. 1 VRG). Als Rechtsverletzung gelten die 

Nichtanwendung und die unrichtige Anwendung eines Rechtssatzes, die unrichtige rechtli-

che Beurteilung einer Tatsache, der Missbrauch oder die Überschreitung des Ermessens, 

die Verletzung einer wesentlichen Form- und Verfahrensvorschrift sowie die Rechtsverwei-

gerung und Rechtsverzögerung (§ 63 Abs. 1 Ziff. 1–5 VRG). Vor Verwaltungsgericht kann 

überdies jede für den Entscheid erhebliche unrichtige oder ungenügende Feststellung des 

Sachverhalts angefochten werden (§ 63 Abs. 2 VRG). In Fällen, in denen wie hier ein Ver-

waltungsentscheid des Regierungsrates angefochten ist, kann die unrichtige Handhabung 

des Ermessens nicht gerügt werden (§ 63 Abs. 3 VRG e contrario). Zur Erhebung der Be-

schwerde ist berechtigt, wer durch den Entscheid in seiner Rechtsstellung betroffen ist und 

ein schutzwürdiges Interesse an dessen Aufhebung oder Änderung hat (§ 62 Abs. 1 

VRG). Der Verein TIXIZUG, Fahrdienst für Menschen mit Behinderung, ist als Adressat 

des Regierungsratsbeschlusses vom 18. September 2018 fraglos zur Beschwerdeerhe-

bung legitimiert. Die Beschwerde wurde fristgerecht eingereicht und entspricht den übrigen 

formellen Anforderungen, weshalb sie zu prüfen ist.  

 

2. Am 20. November 2007 beschloss der Stadtrat Zug als damals zuständige Be-

hörde für die Anordnung von Verkehrsanordnungen an Kantonsstrassen auf dem Gemein-

degebiet von Zug, dass die bestehende Busspur auf der Chamerstrasse, Abschnitt Aab-

achstrasse bis Knoten Letzistrasse, stadtauswärts von Taxis mitbenützt werden dürfe. Es 

handelt sich dabei um eine Strecke von einer Länge von rund 850 m. Einem E-Mail der Si-

cherheitsdirektion vom 18. September 2017 an die Präsidentin des Beschwerdeführers ist 
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zu entnehmen, dass gemäss Abklärungen der Sicherheitsdirektion vom Sommer 2012 die 

Zulassung der Taxis auf der Busspur problemlos und unfallfrei verlaufen sei, weshalb 

diese Verkehrsanordnung bestehen bleibe. Ob und wie viele Taxis die Busspur tatsächlich 

benützen würden, konnte auf Anfrage der Sicherheitsdirektion im September 2017 nicht 

beantwortet werden, da keine Zählungen vorgenommen würden. 

 

3. a) Gemäss Art. 3 des Strassenverkehrsgesetzes vom 19. Dezember 1958 (SVG, 

SR 741.01) können die Kantone bzw. die befugten Gemeinden Fahrverbote, Verkehrsbe-

schränkungen und Anordnungen zur Regelung des Verkehrs auf den Strassen ihres Ge-

bietes erlassen. Bei der Verkehrsplanung und der Umsetzung kommt den Kantonen im 

Rahmen ihrer Strassenhoheit ein beträchtlicher Gestaltungsspielraum zu (vgl. Christoph J. 

Rohner, Erlass und Anfechtung von lokalen Verkehrsanordnungen, Zürich/St. Gallen 

2012, S. 72). In Art. 3 Abs. 4 SVG werden die mit den Anordnungen angestrebten Ziele 

beschrieben, so u.a. die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit Behinde-

rungen, die Sicherheit, die Erleichterung oder die Regelung des Verkehrs. Die Beschrän-

kungen und Anordnungen müssen dabei erforderlich und notwendig sein, wie der Wortlaut 

von Art. 3 Abs. 4 SVG nahelegt ("…können erlassen werden, soweit…"). Christoph J. 

Rohner (a.a.O., S. 76) relativiert diese strikten Prinzipien und plädiert für "Nützlichkeit" von 

Verkehrsanordnungen. Unbestritten ist aber, dass der zuständigen Behörde ein erhebli-

ches Ermessen eingeräumt wird. Beschränkungen und Anordnungen müssen durch Sig-

nale oder Markierungen angezeigt werden (Art. 5 Abs. 1 SVG). Bei der Anordnung einer 

Busspur handelt es sich um eine Massnahme, die sich auf Art. 3 Abs. 4 SVG stützt. Ge-

mäss Art. 34 Abs. 1 der Signalisationsverordnung vom 5. September 1979 (SSV, 

SR 741.21) zeigt das Signal "Busfahrbahn" (2.64) eine Fahrbahn an, die für Busse im öf-

fentlichen Linienverkehr bestimmt ist und die andere Fahrzeuge nicht benützen dürfen; auf 

Zusatztafeln vermerkte Ausnahmen bleiben vorbehalten. 

 

b) Grundsätzlich sind Busfahrbahnen ausschliesslich für den öffentlichen Linienver-

kehr bestimmt. Ausnahmen können aber bewilligt werden. Ob und unter welchen Voraus-

setzungen eine Ausnahmesituation gegeben ist, ist im SVG nicht definiert. Ein direkter, auf 

das SVG abgestützter Anspruch auf Zubilligung einer Ausnahme mit nachfolgenden Kon-

sequenzen ist nicht gegeben. Die Erteilung einer Ausnahmebewilligung liegt somit im Er-

messen der zuständigen Behörde. Das Ermessen muss aber pflichtgemäss ausgeübt wer-

den; es gelten das Willkürverbot, das Gleichbehandlungsgebot, die Verhältnismässigkeit 

und die Wahrung der öffentlichen Interessen.  
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4. Das Behindertengleichstellungsrecht ist auf Verfassungsstufe angelegt: Die Ver-

fassung verbietet einerseits in Art. 8 Abs. 2 BV eine Diskriminierung wegen einer körperli-

chen, geistigen oder psychischen Behinderung. Diese Bestimmung gibt verfassungsunmit-

telbare Abwehransprüche dagegen, dass Behinderte wegen ihrer Behinderung rechtlich 

benachteiligt werden. Für die Beseitigung faktischer Benachteiligungen der Behinderten ist 

demgegenüber Art. 8 Abs. 4 BV einschlägig, wonach das Gesetz Massnahmen vorsieht 

zur Beseitigung von Benachteiligungen Behinderter. Diese Bestimmung gibt keinen indivi-

dualrechtlichen, gerichtlich durchsetzbaren Anspruch auf Herstellung faktischer Gleichheit, 

sondern enthält einen Gesetzgebungsauftrag, der verbindlich durch das Gesetz wahrge-

nommen wird (BGer 2C_380/2012 vom 22. Februar 2012, Erw. 2.2.1.). 

 

Das Bundesgesetz über die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit Behin-

derungen vom 13. Dezember 2002 (Behindertengleichstellungsgesetz, BehiG, SR 151.3) 

hat zum Zweck, Benachteiligungen zu verhindern, zu verringern oder zu beseitigen, denen 

Menschen mit Behinderungen ausgesetzt sind (Art. 1 Abs. 1 BehiG). Als Mensch mit Be-

hinderung im Sinne dieses Gesetzes gilt eine Person, der es eine voraussichtlich dau-

ernde körperliche, geistige oder psychische Beeinträchtigung erschwert oder verunmög-

licht, alltägliche Verrichtungen vorzunehmen, soziale Kontakte zu pflegen, sich fortzube-

wegen, sich aus- und weiterzubilden oder eine Erwerbstätigkeit auszuüben (Art. 2 Abs. 1 

BehiG). Eine Benachteiligung liegt vor, wenn Behinderte rechtlich oder tatsächlich anders 

als nicht Behinderte behandelt und dabei ohne sachliche Begründung schlechter gestellt 

werden als diese, oder wenn eine unterschiedliche Behandlung fehlt, die zur tatsächlichen 

Gleichstellung Behinderter und nicht Behinderter notwendig ist (Art. 2 Abs. 2 BehiG). Eine 

Benachteiligung bei Zugang zu einem Fahrzeug des öffentlichen Verkehrs oder bei der In-

anspruchnahme von Dienstleistungen liegt vor, wenn dies für Behinderte nicht oder nur 

unter erschwerenden Bedingungen möglich ist (vgl. Art. 2 Abs. 3 und 4 BehiG). Artikel 3 

BehiG definiert den Geltungsbereich des Gesetzes. So gilt es gemäss Art. 3 lit. b für öf-

fentlich zugängliche Einrichtungen des öffentlichen Verkehrs (Bauten, Anlagen, Kommuni-

kationssysteme, Billettbezug) und Fahrzeuge, die einem der folgenden Gesetze unterste-

hen: 1. dem Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 1957, 2. dem Bundesgesetz vom 

20. März 1998 über die Schweizerischen Bundesbahnen, 3. dem Personenbeförderungs-

gesetz vom 18. Juni 1993, 4. dem Bundesgesetz vom 29. März 1950 über die Trolleybusu-

nternehmen, 5. dem Bundesgesetz vom 3. Oktober 1975 über die Binnenschifffahrt, oder 

6. dem Luftfahrtgesetz vom 21. Dezember 1948.  

 



8 

Urteil V 2018 102 

5. Der Beschwerdeführer sieht in der Tatsache, dass sein TIXI-Fahrdienst eine dem 

öffentlichen Verkehr vergleichbare Leistung anbietet, sowie dem Faktum, dass private, ge-

werbsmässig tätige Taxisunternehmen in privilegierter Weise die dem Linienbus vorbehal-

tene Fahrbahn mitbenützen dürfen, eine unzulässige Benachteiligung von Behinderten be-

gründet.  

 

Vorab kann festgestellt werden, dass sich gestützt auf das SVG keinerlei Anspruch auf 

Mitbenützung einer den Linienbussen vorbehaltenen Fahrbahn ableiten lässt. Weiter ist 

festzuhalten, dass der private Fahrdienst des Beschwerdeführers als nicht öffentlich zu-

gängliche Einrichtung des öffentlichen Verkehrs dem BehiG nicht unterstellt ist. Gemäss 

Art. 7 ff. BehiG können nur direkt benachteiligte Personen oder eine vom Bundesrat be-

zeichnete zur Beschwerde berechtigte Behindertenorganisation gesamtschweizerischer 

Bedeutung aus dem BehiG fliessende Rechtsansprüche geltend machen. Der Verein TIXI-

ZUG gehört offensichtlich nicht dazu (siehe Liste gemäss Anhang 1 zur Behindertengleich-

stellungsverordnung vom 19. November 2003, BehiV, SR 151.31). Ohnehin dient das Be-

hiG dem Schutz vor Benachteiligung und Diskriminierung (zu letzterem Begriff vgl. Art. 2 

lit. d BehiV) der behinderten Menschen und nicht den ihnen dienenden Organisationen. 

Eine Benachteiligung im Sinne des BehiG kann der Beschwerdeführer aus eigenem Recht 

somit nicht geltend machen; in diesem Umfang ist auf die Beschwerde nicht einzutreten. 

Vorliegend stellt sich daher einzig die Frage, ob der Regierungsrat sein Ermessen gegen-

über dem Beschwerdeführer im Vergleich zu anderen "Interessengruppen" pflichtgemäss 

ausgeübt oder ob er in rechtsverletzender Weise eine beim Beschwerdeführer gegebene 

Ausnahmesituation verneint hat. Zu berücksichtigen ist, dass Ausnahmen per definitionem 

zu Ungleichbehandlungen führen.  

 

6. a) Unter dem Namen TIXIZUG besteht ein Verein mit Sitz in Zug ohne wirtschaftli-

chen Zweck nach Art. 60 ff. ZGB. Er bezweckt gemäss Art. 2 seiner Statuten vom 6. Mai 

2011 den Aufbau und Betrieb eines Transportdienstes für Behinderte jeden Alters, welche 

die öffentlichen Verkehrsmittel nicht benützen, oder diese, der Behinderung wegen, nicht 

erreichen können. Zu den Aktivmitgliedern gehören u.a. die Fahrerinnen und Fahrer im 

Dienst von TIXIZUG. Innerhalb des Kantons betragen die Fahrpreise pro Person Fr. 4.--, 

angrenzend an den Kanton Fr. 8.-- und bei Fernfahrten Fr. -.70 pro Kilometer. Reservatio-

nen für Fahrten sind 3 bis 4 Tage im Voraus anzumelden. Die Fahrerinnen und Fahrer ar-

beiten unentgeltlich, müssen mindestens 12 Einsätze pro Jahr leisten und einen Einfüh-

rungskurs im ersten Jahr, einen Weiterbildungskurs im 2. Jahr, und ab dem 75. Altersjahr 

wieder jährlich theoretische und praktische Weiterbildungskurse besuchen. Im Dezember 
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2016 wurde zwischen dem Kanton Zug und dem Verein TIXIZUG eine Subventionsverein-

barung für die Jahre 2017–2019 getroffen. Darin wird in Ziff. 1.3.1 unter Verweis auf die 

Tätigkeit des Vereins festgehalten, dass TIXIZUG in diesem Sinn als ein Bestandteil des 

öffentlichen Verkehrs zu betrachten sei, welcher zur Beseitigung der Benachteiligung von 

Menschen mit Behinderung beitrage. Für die im Rahmen der Subventionsvereinbarung er-

brachten Aufgaben leistet der Kanton für die Jahre 2017–2019 einen jährlichen Beitrag 

von Fr. 210'000.-- (vgl. Ziff. 2.1).  

 

b) Mit der Ausnahmeerlaubnis für Taxis, die Busfahrbahn zu benützen, wurde tat-

sächlich gegenüber den anderen motorisierten privaten Verkehrsteilnehmern eine Un-

gleichheit geschaffen. Ziele wie Pünktlichkeit der Ankunft, Berechenbarkeit der Fahrzeit 

etc., mit welchen der Beschwerdeführer sein Anliegen begründet, könnten auch andere 

private, kommerziell tätige Unternehmen wie Handwerksbetriebe, Kurierdienste etc. mit 

ebenso guten Gründen für sich geltend machen und damit eine Ungleichbehandlung ihrer-

seits bemängeln. Auch wenn der Regierungsrat dem Fahrdienst des Beschwerdeführers 

ein öffentliches Interesse zusprach und damit eine Grundlage für die jährliche Subventio-

nierung schuf, ist nicht zu verkennen, dass sich dieser private Taxidienst in wesentlichen 

Aspekten vom öffentlichen Verkehr unterscheidet. Als privater Dienstleister untersteht er 

auch nicht dem Personenbeförderungsgesetz vom 20. März 2009 (PBG, SR 745.1). Seine 

Pflichten sind statutarisch selbstbestimmt. Es besteht weder Transport- noch Betriebs-

pflicht. Es müssen keine bestimmte Linie gefahren und keine Haltestellen bedient werden; 

Fahrpläne müssen nicht eingehalten werden. Der Fahrdienst des Beschwerdeführers darf 

nach den statutarischen Regelungen nur von einer bestimmten Personengruppe, nämlich 

von Behinderten jeden Alters mit Mobilitätsbeeinträchtigungen und deren Begleitpersonen, 

benutzt werden. Die TIXI-Fahrzeuge müssen – und dies im Unterschied zur eher sponta-

nen Inanspruchnahme eines kommerziellen Taxis – schon drei bis vier Tage im Voraus re-

serviert werden. Dies ermöglicht einerseits den Fahrdisponenten des Beschwerdeführers, 

die üblicherweise bestehende Verkehrssituation in ihre Planung miteinzubeziehen, ander-

seits den Fahrern und Fahrerinnen, eine alternative Route zu wählen. Anders als bei den 

kommerziellen Taxis belasten zudem Streckenlänge und Dauer der Fahrt den behinderten 

Fahrgast zumindest in finanzieller Hinsicht nicht, da die Tarife innerhalb des ganzen Kan-

tons unabhängig von Fahrstrecke und Zeitdauer einheitlich (und häufig günstiger als dieje-

nigen des ÖV und massiv billiger als kommerzielle Taxifahrten) sind. Aufgrund der hohen 

Disponibilität bei der Planung der (privaten) TIXI-Fahrten ist nicht zu sehen, inwiefern der 

mobilitätsbeeinträchtigte Fahrgast tatsächlich gegenüber den nichtbehinderten Menschen 

eine Benachteiligung oder Schlechterstellung erfahren sollte.  
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c) Dass der Beschwerdegegner dem Beschwerdeführer die Ausnahmebewilligung 

verwehrte, ist sachlich begründet. Zweck der separaten Busfahrspur ist es, den öffentli-

chen Linienbusverkehr zu privilegieren und die Fahrplansicherheit zu erhöhen. Je mehr 

zusätzliche Interessengruppen, die teilweise durchaus ähnlich gelagerte Interessen vor-

bringen könnten, von der Bevorzugung der Busspur profitieren können, umso mehr wird 

das Ziel für den ÖV vereitelt. Nicht von der Hand zu weisen ist daher die präjudizielle Wir-

kung einer Ausnahmebewilligung an den Beschwerdeführer. Es wäre nicht einzusehen, 

mit welchen Gründen z.B. das Schweizerische Rote Kreuz, welches wie der Beschwerde-

führer auch mit gekennzeichneten Fahrzeugen Fahrdienste für beeinträchtigte Personen 

anbietet, oder weitere Organisationen mit Dienstleistungen von öffentlichem Interesse von 

der Benutzung ausgeschlossen werden könnten. Ob die Benützung der Busfahrbahn 

durch beschriftete Privatfahrzeuge, die nicht deutlich als Taxi mit Kennleuchte gekenn-

zeichnet werden dürfen, die Sicherheit beeinträchtigen oder die schnelle Erkennbarkeit, 

wer überhaupt darauf zu fahren befugt ist, mindern würden, muss hier nicht beurteilt wer-

den. Es ist aber durchaus vorstellbar, dass das mit (diversen) Zusatztafeln erweiterte Sig-

nal der Busfahrbahn die Klarheit der Signalisation trüben könnte. Dazu kommt vorliegend, 

dass die verwehrte Ausnahmebewilligung eine Busspur von nur gerade rund 850 m be-

trifft. Zu Stau und eigentlichen Zeitverzögerungen kommt es bei dieser Strecke stadtaus-

wärts bekanntermassen in der Regel nur im abendlichen Berufsverkehr. Diesen Gegeben-

heiten kann bei der Planung der Fahrten durch den Beschwerdeführer Rechnung getragen 

werden. An dieser Stelle muss und kann nicht geprüft werden, aus welchen Gründen ins-

gesamt der damals zuständige Stadtrat eine Ausnahmebewilligung für kommerzielle Taxis 

erteilte. Es kann aber festgestellt werden, dass der Leistungsvergleich zwischen ÖV, Be-

schwerdeführer und gewerbsmässig betriebenen Taxis einige Übereinstimmungen zeigt, 

dass sich aber Pflichten und Rechte der drei Anbieter in wesentlichen Belangen unter-

scheiden, so dass sich eine verschiedene Behandlung auf jeden Fall vertreten lässt.  

 

7. Zusammenfassend ergibt sich, dass der Beschwerdegegner sein Ermessen 

pflichtgemäss ausgeübt und somit kein Recht – und nur dies unterliegt der gerichtlichen 

Überprüfung – verletzt hat. Bei dieser Rechtslage besteht insbesondere auch kein An-

spruch des Beschwerdeführers auf eine befristete Zulassung als mildere Massnahme. Die 

Beschwerde ist demnach, soweit darauf eingetreten werden kann, als unbegründet abzu-

weisen.  

 

8. Bei diesem Ausgang des Verfahrens wird der Beschwerdeführer gemäss § 23 

Abs. 1 Ziff. 3 VRG grundsätzlich kostenpflichtig. Angesichts der Schwierigkeit der zu 
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beurteilenden Angelegenheit und des zeitlichen Aufwands sowie in Berücksichtigung des 

doppelten Schriftenwechsels wird die ordentliche Spruchgebühr auf Fr. 2'000.-- angesetzt. 

In besonderen Fällen, insbesondere wenn die Parteien an einer Streitsache nicht wirt-

schaftlich interessiert sind, können die Kosten allerdings herabgesetzt oder ganz erlassen 

werden (§ 25 lit. a VRG). Es rechtfertigt sich im vorliegenden Fall, auf die Auferlegung ei-

ner Spruchgebühr zu verzichten. Praxisgemäss haben obsiegende Behörden in Verrich-

tung ihrer amtlichen Pflichten keinen Anspruch auf Ausrichtung einer Parteientschädigung. 
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Demnach erkennt das Verwaltungsgericht: 

__________________________________ 

 

 

1. Die Beschwerde wird abgewiesen, soweit darauf eingetreten wird. 

 

2. Es wird keine Spruchgebühr erhoben.  

 

3. Es werden keine Parteientschädigungen zugesprochen, 

 

4. Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen seit der schriftlichen Eröffnung 

beim Schweizerischen Bundesgericht in Lausanne Beschwerde in öffentlich-recht-

lichen Angelegenheiten eingereicht werden. 

 

5. Mitteilung an die Rechtsvertreter des Beschwerdeführers (im Doppel) und an den 

Regierungsrat des Kantons Zug (dreifach).  

 

 

Zug, 19. November 2019 

 

 

 

 Im Namen der 

 VERWALTUNGSRECHTLICHEN KAMMER 

 Der Vorsitzende 

 

 

 

 Der Gerichtsschreiber 

 

 

 

versandt am 

 

Das Urteil ist rechtskräftig. 


